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 40. stellt mit großer Besorgnis fest, dass die Ziele des Ak-
tionsprogramms für die Dritte Dekade zur Bekämpfung von 
Rassismus und Rassendiskriminierung trotz der zahlreichen 
Bemühungen der internationalen Gemeinschaft zu einem gro-
ßen Teil nicht erreicht wurden, begrüßt deshalb die Verabschie-
dung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban288 
und fordert ihre vollinhaltliche Umsetzung auf nationaler, re-
gionaler und internationaler Ebene; 

 41. ersucht den Generalsekretär, durch das Amt des Ho-
hen Kommissars für Menschenrechte einen analytischen Be-
richt darüber erstellen zu lassen, inwieweit das Aktionspro-
gramm für die Dritte Dekade durchgeführt wurde, und diesen 
Bericht der Generalversammlung auf ihrer achtundfünfzigsten 
Tagung und der Menschenrechtskommission auf ihrer neunund-
fünfzigsten Tagung vorzulegen; 

V. 

Sonderberichterstatter der Menschenrechtskommission 
über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Ras-
sendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Intoleranz und Folgemaß-
nahmen zu seinen Besuchen 

 42. nimmt Kenntnis von dem Bericht des ehemaligen 
Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommission über 
zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendiskri-
minierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz291 und spricht ihm ihre uneingeschränkte An-
erkennung für seine Tätigkeit aus; 

 43. bekundet ihre volle Unterstützung und Anerkennung 
für die Arbeit des Sonderberichterstatters der Menschenrechts-
kommission über zeitgenössische Formen des Rassismus, der 
Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit 
zusammenhängender Intoleranz und befürwortet ihre Fortset-
zung; 

 44. fordert alle Mitgliedstaaten, zwischenstaatlichen Or-
ganisationen, zuständigen Organisationen der Vereinten Natio-
nen und nichtstaatlichen Organisationen erneut auf, mit dem 
Sonderberichterstatter voll zusammenzuarbeiten; 

 45. nimmt mit tiefer Sorge Kenntnis von der Zunahme des 
Antisemitismus und der Islamfeindlichkeit in verschiedenen 
Teilen der Welt sowie von dem Aufkommen rassistischer und 
gewalttätiger Bewegungen auf der Grundlage von Rassismus 
und diskriminierenden Gedankenguts gegenüber jüdischen, 
muslimischen und arabischen Gemeinschaften; 

 46. ersucht den Sonderberichterstatter, seinen Meinungs-
austausch mit den Mitgliedstaaten und den in Betracht kom-
menden Mechanismen und Vertragsorganen im Rahmen des 
Systems der Vereinten Nationen fortzusetzen, damit ihre Wirk-
samkeit und ihre gegenseitige Zusammenarbeit weiter gestärkt 
werden; 

 47. ersucht den Sonderberichterstatter außerdem, von al-
len Betroffenen Informationen zu sammeln, auf die ihm zuge-
leiteten verlässlichen Informationen wirksam zu reagieren, Fol-
gemaßnahmen zu den Kommunikationen und den Besuchen in 
den betreffenden Ländern zu treffen und die Auffassungen und 
Stellungnahmen der Regierungen einzuholen und gegebenen-
falls in seine Berichte aufzunehmen; 

 48. fordert die Staaten auf, mit dem Sonderberichterstatter 
zusammenzuarbeiten und ernsthaft seine Ersuchen zu prüfen, 
ihre Länder zu besuchen, damit er sein Mandat uneingeschränkt 
und wirksam erfüllen kann; 

 49. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die 
Umsetzung der Empfehlungen in den Berichten des Sonderbe-
richterstatters zu erwägen; 

 50. befürwortet eine engere Zusammenarbeit zwischen 
dem Sonderberichterstatter und dem Amt des Hohen Kommis-
sars für Menschenrechte, insbesondere der neu geschaffenen 
Antidiskriminierungs-Gruppe; 

 51. fordert den Hohen Kommissar der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte nachdrücklich auf, den Staaten auf ihr Er-
suchen hin Beratende Dienste und technische Hilfe zur Verfü-
gung zu stellen, damit sie die Empfehlungen des Sonderbe-
richterstatters in vollem Umfang umsetzen können;  

 52. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichterstat-
ter jede erforderliche personelle und finanzielle Hilfe zu ge-
währen, damit er seinen Auftrag effizient, wirksam und rasch 
erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer achtundfünfzig-
sten Tagung einen Zwischenbericht vorlegen kann; 

 53. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

 54. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer 
achtundfünfzigsten Tagung unter dem Unterpunkt "Umfassende 
Verwirklichung und Weiterverfolgung der Erklärung und des 
Aktionsprogramms von Durban" fortzusetzen. 

RESOLUTION 57/196 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 124 Stimmen bei 21 Gegenstimmen und 34 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/555, Ziffer 19)299: 

 
299 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Äthiopien, Benin, Burundi, 
China, Costa Rica, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volks-
republik Korea, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Eritrea, 
Indien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jemen, Kambodscha, Kamerun, 
Kenia, Komoren, Kongo, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, 
Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Mali, Myanmar, 
Namibia, Nigeria, Pakistan, Peru, Russische Föderation, Sudan, Suriname, 
Swasiland, Syrische Arabische Republik, Togo, Vereinigte Republik Tansa-
nia und Vietnam. 
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 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatori-
alguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, 
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasi-
lien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte 
d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Do-
minica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, 
Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, 
Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kam-
bodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, 
Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, 
Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Male-
diven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, My-
anmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Russische Föderation, Salomonen, 
Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Seychellen, 
Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und 
die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Re-
publik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, 
Tuvalu, Uganda, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte 
Republik Tansania, Vietnam. 
 Dagegen: Belgien, Dänemark, Estland, Finnland, Georgien, Island, Israel, Itali-
en, Japan, Kanada, Luxemburg, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten 
von), Niederlande, Norwegen, Polen, Schweden, Tschechische Republik, Ungarn, 
Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land. 
 Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Bulgarien, Deutschland, ehemali-
ge jugoslawische Republik Mazedonien, Frankreich, Griechenland, Irland, Jugo-
slawien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Malta, Monaco, Nauru, Neusee-
land, Österreich, Palau, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, 
San Marino, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tonga, Türkei, Ukraine, Us-
bekistan, Zypern. 
 

57/196. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verlet-
zung der Menschenrechte und zur Behinderung 
der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/232 vom 24. Dezem-
ber 2001 und Kenntnis nehmend von der Resolution 2002/5 der 
Menschenrechtskommission vom 12. April 2002300, 

 sowie unter Hinweis auf alle ihre einschlägigen Resolutio-
nen, in denen sie unter anderem alle Staaten verurteilt hat, die 
die Anwerbung, die Finanzierung, die Ausbildung, die Zusam-
menziehung, die Durchreise und den Einsatz von Söldnern zu-
lassen oder dulden, mit dem Ziel, die Regierung eines Mit-
gliedstaats der Vereinten Nationen, insbesondere eines Ent-
wicklungslandes, zu stürzen oder gegen nationale Befreiungs-
bewegungen zu kämpfen, und ferner unter Hinweis auf die vom 
Sicherheitsrat, dem Wirtschafts- und Sozialrat und der Organi-
sation der afrikanischen Einheit verabschiedeten einschlägigen 
Resolutionen und internationalen Rechtsinstrumente, unter an-

 
300 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Sup-
plement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 

derem das Übereinkommen der Organisation der afrikanischen 
Einheit über die Beseitigung des Söldnertums in Afrika301, 

 in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen 
verankerten Ziele und Grundsätze betreffend die strikte Einhal-
tung der Grundsätze der souveränen Gleichheit, politischen 
Unabhängigkeit und territorialen Unversehrtheit der Staaten, 
der Selbstbestimmung der Völker, der Nichtanwendung und 
Nichtandrohung von Gewalt in den internationalen Beziehun-
gen sowie der Nichteinmischung in die inneren Angelegenhei-
ten von Staaten, 

 sowie bekräftigend, dass alle Völker gemäß dem Grundsatz 
der Selbstbestimmung das Recht haben, ihren politischen Sta-
tus frei zu bestimmen und ihre wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Entwicklung zu verfolgen, und dass jeder Staat die 
Pflicht hat, dieses Recht im Einklang mit den Bestimmungen 
der Charta zu achten, 

 ferner in Bekräftigung der Erklärung über Grundsätze des 
Völkerrechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der 
Charta der Vereinten Nationen302, 

 höchst beunruhigt und besorgt über die Gefahr, die die Ak-
tivitäten von Söldnern für den Frieden und die Sicherheit in 
den Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika und in den 
kleinen Staaten, bedeuten, 

 tief besorgt über die Verluste an Menschenleben, die be-
trächtlichen Sachschäden und die schädlichen Auswirkungen 
von kriminellen Aktivitäten von Söldnern auf die politische 
Ordnung und die Volkswirtschaft der betroffenen Länder, 

 überzeugt, dass Söldner und Söldneraktivitäten, gleichviel 
auf welche Weise sie eingesetzt werden oder welche Form sie 
annehmen, um den Anschein der Rechtmäßigkeit zu erwecken, 
eine Bedrohung des Friedens, der Sicherheit und der Selbstbe-
stimmung der Völker darstellen und die Völker daran hindern, 
ihre Menschenrechte auszuüben, 

 1. begrüßt den Bericht des Sonderberichterstatters der 
Menschenrechtskommission über die Frage des Einsatzes von 
Söldnern als Mittel zur Behinderung der Ausübung des Selbst-
bestimmungsrechts der Völker303; 

 2. erklärt erneut, dass der Einsatz von Söldnern sowie 
ihre Anwerbung, Finanzierung und Ausbildung allen Staaten 
ernste Sorge bereiten und gegen die in der Charta der Vereinten 
Nationen verankerten Ziele und Grundsätze verstoßen; 

 3. ist sich dessen bewusst, dass unter anderem bewaffne-
te Konflikte, Terrorismus, Waffenhandel und verdeckte Opera-
tionen von Drittstaaten die Nachfrage nach Söldnern auf dem 
Weltmarkt stimulieren; 
 
301 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 1490, Nr. 25573. 
302 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 
303 Siehe A/57/178. 
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 4. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, die notwendi-
gen Schritte einzuleiten und gegenüber der Bedrohung durch 
Söldneraktivitäten höchste Wachsamkeit an den Tag zu legen 
und durch den Erlass von Rechtsvorschriften sicherzustellen, 
dass ihr Hoheitsgebiet und andere ihrer Kontrolle unterstehen-
de Gebiete sowie ihre Staatsangehörigen nicht für die Anwer-
bung, die Zusammenziehung, die Finanzierung, die Ausbildung 
und die Durchreise von Söldnern zur Planung von Aktivitäten 
benutzt werden, die dem Recht der Völker auf Selbstbestim-
mung im Wege stehen, die auf die Destabilisierung oder den 
Sturz der Regierung eines Staates gerichtet sind oder die terri-
toriale Unversehrtheit oder die politische Einheit souveräner 
und unabhängiger Staaten, deren Verhalten mit dem Recht der 
Völker auf Selbstbestimmung im Einklang steht, ganz oder 
teilweise zerstören oder beeinträchtigen; 

 5. betont, wie wichtig das Inkrafttreten der Internationa-
len Konvention gegen die Anwerbung, den Einsatz, die Finan-
zierung und die Ausbildung von Söldnern304 ist, und fordert alle 
Staaten auf, soweit nicht bereits geschehen, die notwendigen 
Schritte zu ihrer Unterzeichnung beziehungsweise zu ihrer Ra-
tifikation beziehungsweise zum Beitritt dazu mit Vorrang, zu 
erwägen; 

 6. begrüßt die Kooperationsbereitschaft, die diejenigen 
Länder bewiesen haben, denen der Sonderberichterstatter einen 
Besuch abgestattet hat; 

 7. begrüßt es außerdem, dass einige Staaten einzelstaat-
liche Rechtsvorschriften zur Einschränkung der Anwerbung, 
der Zusammenziehung, der Finanzierung, der Ausbildung und 
der Durchreise von Söldnern erlassen haben; 

 8. fordert die Staaten auf, die Möglichkeit einer Beteili-
gung von Söldnern zu untersuchen, wann und wo immer es zu 
kriminellen Handlungen terroristischer Art kommt, und die für 
verantwortlich Befundenen vor Gericht zu stellen oder auf An-
trag ihre Auslieferung im Einklang mit dem innerstaatlichen 
Recht und den anwendbaren bilateralen oder internationalen 
Verträgen in Erwägung zu ziehen; 

 9. begrüßt es, dass das Amt des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte die zweite Sachver-
ständigentagung über herkömmliche und neue Formen von 
Söldneraktivitäten als Mittel zur Verletzung der Menschenrech-
te und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker einberufen hat, und erkennt ihren Beitrag 
zum Prozess der Erarbeitung einer klareren rechtlichen Defini-
tion des Söldnerbegriffs an, die eine effizientere Verhütung und 
Bestrafung von Söldneraktivitäten zuließe; 

 10. ersucht den Sonderberichterstatter, auf der Grundlage 
seiner Erkenntnisse, der Staatenvorschläge und der Ergebnisse 
der Sachverständigentagungen mit der Erarbeitung eines Vor-
schlags für eine klarere Definition des Söldnerbegriffs, ein-

 
304 Resolution 44/34, Anlage. 

schließlich klarer Kriterien betreffend die Staatsangehörigkeit, 
fortzufahren und Vorschläge hinsichtlich des Verfahrens zu un-
terbreiten, das bei der internationalen Annahme einer neuen 
Definition zu befolgen wäre; 

 11. ersucht das Amt des Hohen Kommissars, der Öffent-
lichkeit die nachteiligen Auswirkungen von Söldneraktivitäten 
auf das Recht der Völker auf Selbstbestimmung vorrangig be-
kannt zu machen und nach Bedarf den von Söldneraktivitäten 
betroffenen Staaten auf entsprechendes Ersuchen Beratende 
Dienste zu leisten; 

 12. ersucht den Sonderberichterstatter, bei der Wahrneh-
mung seines Mandats auch weiterhin zu berücksichtigen, dass 
Söldneraktivitäten nach wie vor in vielen Teilen der Welt auf-
treten und neue Formen, Ausprägungen und Modalitäten an-
nehmen; 

 13. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, mit dem Son-
derberichterstatter bei der Wahrnehmung seines Mandats voll 
zusammenzuarbeiten; 

 14. ersucht den Generalsekretär und den Hohen Kommis-
sar der Vereinten Nationen für Menschenrechte, dem Sonderbe-
richterstatter jede erforderliche fachliche und finanzielle Hilfe 
und Unterstützung zur Wahrnehmung seines Mandats zu ge-
währen, namentlich durch die Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen dem Sonderberichterstatter und anderen Teilen des 
Systems der Vereinten Nationen, die sich mit der Bekämpfung 
von Söldneraktivitäten befassen; 

 15. ersucht den Sonderberichterstatter, die Staaten sowie 
die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen bei 
der Durchführung dieser Resolution zu konsultieren und der 
Generalversammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung ei-
nen Bericht mit konkreten Empfehlungen vorzulegen, der seine 
Erkenntnisse in Bezug auf den Einsatz von Söldnern zur Unter-
grabung des Selbstbestimmungsrechts der Völker enthält; 

 16. beschließt, auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung die 
Frage des Einsatzes von Söldnern als Mittel zur Verletzung der 
Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker unter dem Tagesordnungs-
punkt "Selbstbestimmungsrecht der Völker" zu behandeln. 

RESOLUTION 57/197 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/555, Ziffer 19)305. 

 
305 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Algerien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, 
Bahrain, Bangladesch, Benin, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brunei 
Darussalam, Burkina Faso, Demokratische Republik Kongo, Dominikani-
sche Republik, Dschibuti, El Salvador, Eritrea, Irak, Iran (Islamische Repu-
blik), Jordanien, Kamerun, Katar, Kenia, Komoren, Kuwait, Libanon, Libe-
ria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malaysia, Mali, Mau-
retanien, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Sambia, Saudi-Arabien, Sim-
babwe, Singapur, Somalia, St. Lucia, Suriname, Thailand, Togo, Vereinigte 
Arabische Emirate und Vietnam. 




